
 

 
Sitzungsbericht aus der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom  

08. November 2022 
 
 

Bürgermeisterin Simone Rürup eröffnete die Sitzung und stellte die ordnungsgemäße 
Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Gemeinderates fest. 
 
 
 
 

TOP 01 Einwohnerfragestunde 

 
 
Von den anwesenden Zuhörerinnen und Zuhörern wurden keine Fragen an die 
Verwaltung gestellt. 
 
 

TOP 02 Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster Beschlüsse  

 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit: 
 
In nicht öffentlichen Sitzungen gefasste Beschlüsse sind nach Wiederherstellung der 
Öffentlichkeit oder wenn dies nicht möglich ist, in der nächsten öffentlichen 
Gemeinderatssitzung bekannt zu geben, sofern nicht das öffentliche Wohl oder das 
berechtigte Interesse Einzelner entgegensteht (§ 35 Abs. 1 Satz 4 der 
Gemeindeordnung). 
 
Aus den nicht öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 11. und 18. Oktober 2022 sind 
keine Beschlüsse bekannt zu geben. 
 
 
 

TOP 03 Bericht der Bürgermeisterin 

 
 
Die Vorsitzende, Bürgermeisterin Simone Rürup, teilt folgendes mit: 
 
1) Geflüchtete aus der Ukraine 

 
Am vergangenen Freitag (04.11.2022) sind 43 Personen in unsere große 
Sporthalle eingezogen. Weiter circa 20 Personen folgen am kommenden 
Donnerstag (10.11.2022) 
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2) Baumaßnahmen: 
 
• Die Bushaltestelle in der Gartenstraße wurde fertig gestellt. 
• Der 3. Bauabschnitt zur Erweiterung des Nahwärmenetztes am Bauhof ist 

abgeschlossen und der Wertstoffhof ist wieder zu den gewohnten 
Öffnungszeiten in Betrieb. 

• Risssanierungsarbeiten im Bereich der Ziegeleistraße / Innere Breite wurde 
letzte Woche durchgeführt 

• Eine Verkehrsschau wurde mit dem Landratsamt und der Polizei durchgeführt. 
Sobald die Ergebnisse daraus vorliegen wird das Gremium informiert. 

• Diverse Schachtsanierungen und Schadstellen in den Straßen werden im 
November 2022 noch durchgeführt und ausgebessert. 

 
 
3) Sportplatzbeleuchtung 

 
Die Sportplatz Beleuchtung wurde Mitte Oktober ausgetauscht. Es wurde aus 
einer sechs Mastanlage eine vier Mastanlage hergestellt. Beleuchtungskörper 
sind vollständig mit LED ausgestattet. Die jährliche Einsparung durch die 
Umrüstung auf LED Technik beträgt circa 1.500 Euro (gerechnet wurde noch mit 
einem kwh Preis von 30 Cent). Der Rückbau der alten Masten steht noch aus.  

 
 
4) Straßenbeleuchtung 

 
Die Straßenbeleuchtung wurde gemäß dem letzten Gemeinderatsbeschluss 
einheitlich umgestellt und verkürzt. Die Beleuchtung wird in allen Gebieten um 
24:00 Uhr ausgeschaltet und um 05:30 Uhr wieder eingeschaltet. 

 
 
5) Streuobstbäume – Jungbäume fürs Oberland 

 
• Die Sammelbestellung im Rahmen dieses Förderprogrammes wurde im 

September abgeschlossen und die Auslieferung erfolgte im Oktober, 
Nachlieferung im November. 

• Insgesamt wurden 26 Bäume inklusive Pflegemaßnahmen für 5 Jahre in 
Auftrag gegeben (2021 waren es noch 22 Bäume). 

 
 
 

TOP 04 Sanierung Klosterwiesenschule, Hauptgebäude: Vergabe der Arbeiten- 
Heizung + Sanitär, Lüftungstechnik, Elektrotechnik, Photovoltaikanlage, 
Zimmerer- und Fassadenarbeiten 

 
Bauamtsleiterin Jeske teilt mit: 
 
Das Hauptgebäude der Klosterwiesenschule wird durch eine Vollsanierung mit 
Aufstockung umgebaut. Das Gebäude ist bereits weitgehend entkernt. In den nächsten 
Wochen wird die Fassade abgerissen, so dass im November mit den Rohbauarbeiten 
begonnen werden kann. 
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Aufgrund der Höhe der Bauleistungen von ca. 6.000.000 € netto, müssen die 
Bauleistungen europaweit ausgeschrieben werden. Lediglich Gewerke im Umfang von 
20% aus der Bauleistungssumme dürfen national ausgeschrieben werden.  
 
Die Gewerke Heizung + Sanitär, Lüftungstechnik, Elektrotechnik, Photovoltaikanlage, 
Zimmerer- und Fassadenarbeiten wurden europaweit ausgeschrieben. Die 
Veröffentlichung der Ausschreibungen über das Vergabeportal des Landratsamtes 
und im Staatsanzeiger fand am 13.09.2022 statt. Die Angebotseröffnung fand am 
14.10.2022 für die Gewerke Heizung + Sanitär, Lüftungstechnik, Elektrotechnik und 
Zimmerer- und Fassadenarbeiten statt. Die Abgabefrist für das Gewerk 
Photovoltaikanlage war am 20.10.2022. 
 
1. Heizung + Sanitär: es gingen 2 Angebote ein. Beide Angebote sind formal korrekt 

und müssen aufgrund von Spekulationspreisen oder erkennbarer Mischkalkulation 
nicht ausgeschlossen werden. Der Kostenanschlag (bepreistes LV) für das 
Gewerk beläuft sich auf 390.281,82 Euro netto bzw. 464.435,37 Euro brutto. Das 
Angebot der Firma Friedrich Burk GmbH & Co.KG aus Ravensburg ist das 
wirtschaftlichste Angebot und liegt ca. 20% unter dem Kostenanschlag. Beide 
Unternehmen verfügen über die notwendige Sachkunde und Kapazitäten, um die 
Baumaßnahme sachgerecht auszuführen. Aus wirtschaftlicher Sicht wird 
empfohlen, das günstigste Angebot der Firma Burk zu beauftragen. 

 
2. Lüftungstechnik: es gingen 5 Angebote ein. Alle Angebote sind formal korrekt und 

müssen aufgrund von Spekulationspreisen oder erkennbarer Mischkalkulation 
nicht ausgeschlossen werden. Der Kostenanschlag (bepreistes LV) für das 
Gewerk beläuft sich auf 311.370,45 Euro netto bzw. 370.530,84 Euro brutto. Das 
Angebot der Firma Dietrich AG aus Aitrang ist das wirtschaftlichste Angebot und 
liegt ca. 8,2% unter dem Kostenanschlag. Alle Unternehmen verfügen über die 
notwendige Sachkunde und Kapazitäten, um die Baumaßnahme sachgerecht 
auszuführen. Aus wirtschaftlicher Sicht wird empfohlen, das günstigste Angebot 
der Firma Dietrich AG zu beauftragen. 

 
3. Elektrotechnik: es gingen 2 Angebote ein. Beide Angebote sind formal korrekt und 

müssen aufgrund von Spekulationspreisen oder erkennbarer Mischkalkulation 
nicht ausgeschlossen werden. Der Kostenanschlag (bepreistes LV) für das 
Gewerk beläuft sich auf 696.935,67 Euro netto bzw. 829.353,45 Euro brutto. Das 
Angebot der Firma Elektro Stotz GmbH + Co.KG aus Ravensburg ist das 
wirtschaftlichste Angebot und liegt bei ca. 91,1% des Kostenanschlags. Alle 
Unternehmen verfügen über die notwendige Sachkunde und Kapazitäten, um die 
Baumaßnahme sachgerecht auszuführen. Aus wirtschaftlicher Sicht wird 
empfohlen, das günstigste Angebot der Firma der Elektro Stotz GmbH + Co.KG 
zu beauftragen. 
 

4. Photovoltaik: es gingen 3 Angebote ein. Alle Angebote sind formal korrekt und 
müssen aufgrund von Spekulationspreisen oder erkennbarer Mischkalkulation 
nicht ausgeschlossen werden. Der Kostenanschlag (bepreistes LV) für das 
Gewerk beläuft sich auf 57.809,23 Euro netto bzw. 71.033,75 Euro brutto. Das 
Angebot der Firma Elektrotechnik Reisch GmbH +Co.KG aus Baindt ist das 
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wirtschaftlichste Angebot und liegt ca. 20% über dem Kostenanschlag. Alle 
Unternehmen verfügen über die notwendige Sachkunde und Kapazitäten, um die 
Baumaßnahme sachgerecht auszuführen. Aus wirtschaftlicher Sicht wird 
empfohlen, das günstigste Angebot der Firma der Elektrotechnik Reisch GmbH 
+Co.KG zu beauftragen. 

 
5. Zimmerer- und Fassadenarbeiten: Es ist nur ein Angebot abgegeben worden 

welches, nach rechnerischer und technischer Prüfung, bei brutto 1.519.296,57 
Euro endet. Dies entspricht 158,2 % des veranschlagten aktualisierten 
Vergabevolumens. Die Prüfung auf Wirtschaftlichkeit des Angebotes hat ergeben, 
dass das Angebot in weiten Teilen, über vorliegenden aktuellen Vergleichspreisen 
kalkuliert worden ist. Es wird daher vorgeschlagen, die Ausschreibung gemäß 
VOB/A § 17 Ziffer 2 aufzuheben und ein neues Vergabeverfahren einzuleiten. 

 
 
Die Ausschreibung für die Arbeiten für die Zimmerer- und Fassadenarbeiten sollten 
entsprechend der Empfehlung der Architekten von mlw aufgehoben und neu 
ausgeschrieben werden.  
Die Arbeiten für Elektrotechnik und die Photovoltaikanlage sollten entsprechend der 
Empfehlung des Ingenieurbüros E-Planwerk vergeben werden. 
Die Arbeiten für die Gewerke Heizung + Sanitär, sowie Lüftungstechnik sollten 
entsprechend der Empfehlung des Ingenieurbüros Kirchner Energie GmbH vergeben 
werden 
 
 
 
 
Es erging folgender 
 
 

Beschluss: 
 
 
1. Der Auftrag für die Heizungs- und Sanitärarbeiten wird an die Firma Friedrich Burk 

GmbH & Co.KG aus Ravensburg zum Auftragswert von 464.435,37 Euro brutto 
vergeben. 
 

2. Der Auftrag für die Lüftungstechnik wird an die Firma Dietrich AG aus Aitrang zum 
Auftragswert von 370.530,84 Euro brutto vergeben. 
 

3. Der Auftrag für die Elektroinstallationen wird an die Firma Elektro Stotz GmbH + 
Co.KG aus Ravensburg zum Auftragswert von 829.353,45 Euro brutto vergeben. 
 

4. Der Auftrag für die Photovoltaikanlage wird an die Firma Elektrotechnik Reisch 
GmbH +Co.KG aus Baindt zum Auftragswert von 71.033,75 Euro brutto vergeben. 
 

5. Die Ausschreibung für die Zimmerer- und Fassadenarbeiten wird gemäß VOB/A § 
17 Ziffer 2 aufgehoben und es wird ein neues Vergabeverfahren eingeleitet. 
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TOP 05 Abwägung über die eingegangenen Stellungnahmen und Bedenken der 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange und 
Satzungsbeschluss zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Reithalle" 
und die örtlichen Bauvorschriften hierzu 

 
Bauamtsleiterin Jeske teilt mit: 
 
Die Reitergruppe Baindt e.V. möchte beim Pumpwerk Brühl auf dem Flurstück 185/8 
eine Reithalle errichten.  
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 09.03.2021 den Aufstellungsbeschluss zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Reithalle“ gefasst. Es fand eine frühzeitige 
Behördenbeteiligung statt. Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 
06.07.2021 lag vom 02.08.2021 bis zum 03.09.2021 öffentlich aus. Aus der 
Bevölkerung gingen keine Stellungnahmen ein. Parallel wurde den Behörden und 
Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Hier gingen 
verschiedene Bedenken ein, die nicht abgewogen werden konnten. Hinzu kam, dass 
der Reitverein auf Grund der stark gestiegenen Baupreise die Halle verkleinern muss. 
Aus diesen Gründen musste der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Reithalle erneut für die Öffentlichkeit ausgelegt und die Behörden und sonstige Träger 
öffentlicher Belange nochmals angehört werden. Die Behördenbeteiligung fand vom 
19.07.2022 bis zum 08.08.2022 statt. Der Bebauungsplanentwurf in der Fassung vom 
21.06.2022 lag vom 29.08.2022 bis zum 12.09.2022 öffentlich aus.   
 
Aus der Bevölkerung gingen keine Anregungen ein. Die Stellungnahmen der Behörden 
und Träger öffentlicher Belange sind in der Abwägungs- und Beschlussvorlage 
aufgelistet und abgehandelt. 
 
Bei den Änderungen handelt es sich im Wesentlichen um: 
 

• Herausnahme der Hinweise zum Denkmalschutz aus den ergänzenden Hinweisen 
in einen separaten Hinweis zum Denkmalschutz und Ergänzung dieses Hinweises  

• Aufnahme eines Hinweises zum Überflutungsschutz  

• Ergänzung der nachrichtlichen Übernahme zum Überschwemmungsbereich eines 
HQextrem-Ereignisses  

• Anpassung der externen Ausgleichsflächen/-maßnahmen und der Eingriffs- 
/Ausgleichsbilanzierung  

• Änderungen und Ergänzungen bei der Begründung 
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Es erging folgender 
 
 

Beschluss: 
 
 
1. Der Gemeinderat der Gemeinde Baindt macht sich die Inhalte der Abwägungs- 

und Beschlussvorlage zur Fassung vom 21.06.2022 zu eigen.  
 
2. Für die in der Gemeinderatssitzung beschlossenen Inhalte wurde bereits vor der 

Sitzung eine vollständige Entwurfsfassung zur Verdeutlichung der möglichen 
Änderungen ausgearbeitet. Die vom Gemeinderat vorgenommenen 
Änderungsbeschlüsse im Rahmen der nun vorgenommenen Abwägungen sind mit 
den Inhalten dieser Entwurfsfassung identisch. Der Gemeinderat billigt diese 
Entwurfsfassung vom 26.10.2022. Die Änderungen beschränken sich auf 
Ergänzungen der Hinweise und redaktionelle Änderungen der Planzeichnung und 
des Textes. Es sind keine Inhalte betroffen, die zu einer erneuten Auslegung 
führen. Die von den Änderungen betroffenen Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange werden entsprechend benachrichtigt. 

 
3. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan "Reithalle" und die örtlichen 

Bauvorschriften hierzu in der Fassung vom 21.10.2022 wird gemäß dem 
Satzungstext als Satzung beschlossen. 

 
 
 

TOP 06 Abwägung über die eingegangenen Stellungnahmen und Bedenken der 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange und 
Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan "Bühl" und die örtlichen 
Bauvorschriften hierzu 

 
Bauamtsleiterin Jeske teilt mit: 
 
In der Sitzung vom 03.12.2019 wurde vom Gemeinderat der Aufstellungsbeschluss zum 
Bebauungsplan „Bühl“ gefasst. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die 
Flst. 455/2, 455/9, 137/1 und eine Teilfläche des Flst. 131/1.  
 
Es fand eine frühzeitige Behördenbeteiligung statt. Der Öffentlichkeit wurde vom 
06.12.2019 bis 20.12.2019 die Gelegenheit gegeben, sich über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke sowie wesentlichen Auswirkungen der Planung zu informieren. In der Sitzung 
des Gemeinderats vom 13.04.2021 wurden dem Gremium 3 Varianten des 
städtebaulichen Entwurfs vorgestellt, die sich in der Dichte der Bebauung unterschieden 
haben. Die Variante mit der größten Dichte wurde nach Beschluss des Gemeinderats 
weiter ausgearbeitet. Die Erschließung des Baugebietes wurde vom Büro Fassnacht aus 
Bad Wurzach geplant. Bei der Bearbeitung der Straßenführung wurde festgestellt, dass 
das bestehende Geländeprofil im Straßenverlauf an manchen Stellen Schwierigkeiten 
bereitet. Es wurde eine optimierte Straßenplanung, auch mit breiteren Fahrbahnen 
erarbeitet, die dem Entwurf zu Grunde liegen, mit dem die öffentliche Auslegung 
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(12.07.2021 bis 13.08.2021), sowie die Anhörung der Behörden und der Träger 
öffentlicher Belange (06.07.2021 bis 10.08.2021) erfolgte. 
 
Aus der Bevölkerung gingen zahlreiche Stellungnahmen ein, die vor allem das Thema 
Starkregen, die Höhe der Gebäude und die Nähe der Baugrenze zur bestehenden 
Bebauung, behandeln.  
 
In einer Bürgerinformationsveranstaltung am 04.10.2021 zum Thema 
Starkregenrisikomanagement und Bebauungsplan „Bühl“ mit Vertretern des 
Ingenieurbüros Fassnacht wurde eingehend auf die Maßnahmen eingegangen, die man 
zur Vermeidung von Überschwemmungen auf Grund von Starkregenereignissen im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Bühl geplant hat. Auch wurden Anregungen aus 
der Bevölkerung eingearbeitet. Da der Geltungsbereich des Bebauungsplanes durch 
teilweise Herausnahme des Baches und des Gewässerrandstreifens verkleinert wurde 
sowie verschiedene Änderungen und Ergänzungen sowohl im Textteil als auch im Plan 
gemacht wurden, musste der Bebauungsplan nochmals ausgelegt werden und die 
Behördenbeteiligung nochmals erfolgen. Die Anhörung der Behörden und der Träger 
öffentlicher Belange erfolgte vom 10.01.2022 bis zum 23.02.2022. Die öffentliche 
Auslegung fand vom 24.01.2022 bis 25.02.2022 mit der Fassung vom 20.10.2021 statt.  
 
Die Änderungen aus der Auslegung umfassen folgende Punkte:  
−  Redaktionelle Anpassung der Festsetzung Ableitung von Niederschlagswasser in den    
    privaten Grundstücken, Materialbeschaffenheit gegenüber Niederschlagswasser   
−  Ergänzung der Hinweise  
−  Änderungen und Ergänzungen bei der Begründung  
−  redaktionelle Änderungen und Ergänzungen 
 
Zwischenzeitlich wurde ein Planfeststellungsverfahren zur Umsetzung von 
Hochwasserschutzmaßnahmen im Rahmen des Starkregenrisikomanagementkonzeptes 
im Bereich Bühl / Geigensack durchgeführt.   
 
 
 
Es erging folgender 
 
 

Beschluss: 
 
 
1. Der Gemeinderat der Gemeinde Baindt macht sich die Inhalte der Abwägungs- 

und Beschlussvorlage zur Fassung vom 20.10.2021 zu eigen. 
 
2. Für die in der Gemeinderatssitzung beschlossenen Inhalte wurde bereits vor der 

Sitzung eine vollständige Entwurfsfassung zur Verdeutlichung der möglichen 
Änderungen ausgearbeitet. Die vom Gemeinderat vorgenommenen 
Änderungsbeschlüsse im Rahmen der nun vorgenommenen Abwägungen sind mit 
den Inhalten dieser Entwurfsfassung identisch. Der Gemeinderat billigt diese 
Entwurfsfassung vom 26.10.2022 Die Änderungen beschränken sich auf 
Ergänzungen der Hinweise und redaktionelle Änderungen der Planzeichnung und 



Seite 8 von 20 

 

Sitzung des Gemeinderates vom Dienstag, 08. November 2022 

des Textes. Es sind keine Inhalte betroffen, die zu einer erneuten Auslegung 
führen. Die von den Änderungen betroffenen Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange werden entsprechend benachrichtigt.  

 
3. Der Bebauungsplan "Bühl" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu in der Fassung 

vom 26.10.2022 werden gemäß dem Satzungstext als Satzung beschlossen. 
 
4. Hinweis: Der Flächennutzungsplan wird gemäß § 13b i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 2 

BauGB für den Bereich des Bebauungsplanes "Bühl" und der örtlichen 
Bauvorschriften hierzu im Wege der Berichtigung angepasst 

 
 
 

TOP 07 Auftragsvergabe Hochwasserschutzmaßnahme aus dem 
Starkregenrisikomanagement (Hirschstraße, Igelstraße, Zeppelinstraße) 
und Vorarbeiten Regenwasserkanal für das Baugebiet Bühl 

 
Ortsbaumeister Roth teilt mit: 
 
Die Gemeinde Baindt war in den vergangenen Jahren mehrfach von Hochwasser 
durch Starkregenereignisse betroffen. Die Starkregenereignisse im Juni 2016 und 
Ende Mai 2018 haben zu Überschwemmungen im Bereich der Ortslage geführt. Da 
aufgrund der Klimaveränderungen mit häufigeren und intensiveren 
Starkregenereignissen zu rechnen ist, hat die Landesregierung die Kommunen 
aufgefordert, mehr Vorsorge zu betreiben, um die Schadenspotenziale und damit 
zukünftige Schäden zu verringern.  
 
In der Gemeinderatssitzung vom 07.07.2020 wurde das Ing.-Büro Fassnacht aus Bad 
Wurzach beauftragt die Maßnahme zu planen und auszuschreiben. Die 
Ausschreibung wurde auf der Vergabeplattform des Landkreises Ravensburg sowie 
auf der Homepage der Gemeinde Baindt veröffentlicht. Die Ausschreibungsunterlagen 
wurden von 13 Firmen angefordert. Die Angebotseröffnung erfolgte am 26.09.2022.  
 
Die Ausschreibung beinhaltet folgende Bauarbeiten: 
 

- Erdbau, Gewässerausbau 
- Landschaftsbauarbeiten 
- Bauwerk Sulpacher Straße 
- Bauwerk Zeppelinstraße 
- Bau Regenwasserkanal für das Baugebiet Bühl 
- Bau eines Retentionsbeckens 

 
Zur Submission gingen 3 Angebote ein. Die Angebotspreisspanne der Hauptangebote 
liegt zwischen 1.736.152,69 Euro brutto (= 100%, günstigstes Angebot) und 
2.267.689,11 Euro brutto (=130,6%, teuerstes Angebot).  
 
Das günstigste Angebot nach VOB/A § 16 wurde von der Fa. Zwisler GmbH, Tettnang 
mit einer Angebotssumme von 1.736.152,69 Euro brutto abgegeben. 
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Die Kostenberechnung aus 2021 lag bei 610.000 € brutto ohne Vorgriff 
Regenwasserkanal und Retentionsbecken für das Baugebiet Bühl. Das bepreiste 
Leistungsverzeichnis ohne Vorgriff Regenwasserkanal und Retentionsbecken für das 
Baugebiet Bühl lag bei 1.041.450,35 € brutto. Das bepreiste Leistungsverzeichnis für 
den Vorgriff Regenwasserkanal und Retentionsbecken Bühl lag bei 410.153,63 € 
brutto. 
 
Die Preissteigerungen von der Kostenberechnung über das bepreiste 
Leistungsverzeichnis zum Angebot sind mehreren Hauptgruppen zuzuordnen: 
 

• Zusätzliche Leistungen aus den Anforderungen des Bodenschutzes 
• Mehrkosten für die Entsorgung / Deponierung von Überschussmassen 
• Ausgestaltung Trocken- und Stützmauern 
• Allgemeine Preissteigerungen aus der aktuellen Situation, vor allem 

Entwicklung der Energiepreise    
 
 
Nach VOB/A § 16 soll der Zuschlag auf das Angebot erteilt werden, das unter 
Berücksichtigung aller technischen und wirtschaftlichen, ggf. auch gestalterischen und 
funktionsbedingten Gesichtspunkten als das wirtschaftlichste erscheint. Das Angebot 
der Fa. Zwisler, Tettnang mit einer Angebotssumme von 1.736.152,69 € brutto ist das 
wirtschaftlich günstigste Angebot.  
 
Ungeachtet der deutlichen Preissteigerung empfehlen wir eine Vergabe auf das 
vorliegende Angebot. 
 
Eine Aufhebung mit gleichzeitiger Neuausschreibung im Winter verspricht nach 
Einschätzung des Ingenieurbüros Fassnacht keine Kostenreduzierung. Vielmehr ist im 
Gegenteil mit weiter steigenden Preisen zu rechnen. 
 
Eine Aufhebung mit Neuausschreibung im nächsten Jahr würde auch bedeuten, dass 
der Förderantrag neu gestellt werden müsste. Eine erneute Förderung ist dabei nicht 
sichergestellt.  
 
Zuschuss: 
Die Gemeinde Baindt hat mit Zuwendungsbescheid vom 27.07.2022 337.800 € 
bewilligt bekommen. Des Weiteren stehen aus der ersten Baumaßnahme (Öffnung 
Sulzmoosbach) noch 75.700 € nicht abgerufene Fördermittel zur Verfügung. 
Insgesamt können laut beiliegendem Förderbescheid (Anlage 2) noch 413.500 € 
abgerufen werden. Zudem wird die Finanzverwaltung einen Erhöhungsantrag stellen. 
Über dessen Bewilligung wird erst 2023 entschieden. Der Zuschussgeber empfiehlt 
uns zudem den günstigsten Bieter anzunehmen und weitere Einsparungen 
vorzunehmen. 
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Es erging folgender 
 
 

Beschluss: 
 
 
Die Arbeiten für die Hochwasserschutzmaßnahmen entlang der Zeppelin-, Hirsch-, 
Igelstraße sowie für den Vorgriff Regenwasserkanal für das Baugebiet Bühl werden 
an die Firma Zwisler GmbH aus Tettnang zum Angebotspreis von 1.736.152,69 € 
brutto vergeben. 
 
 
 
 
 

TOP 08 Bekanntgabe des Ausschreibungsergebnisses der Bündelausschreibung 
Strom für 2023 und 2024 

 
Ortsbaumeister Roth teilt mit: 
 
Die Gemeinde Baindt hat an der Bündelausschreibung zur Lieferung von Ökostrom 
des Landkreises Ravensburg teilgenommen. Seit 01.01.2013 bezieht die Gemeinde 
zu 100 % Ökostrom für alle kommunalen Verbrauchsstellen. 
 
Den Zuschlag für die Gemeinde Baindt für die Belieferung mit Strom für den Zeitraum 
01.01.2023 bis 31.12.2024 erhielten die Gemeindewerke Oberhaching GmbH, welche 
die Gemeinde Baindt seit 2019 mit Ökostrom beliefern. Angebote anderer 
Stromlieferanten sind nicht eingegangen. Der Strom stammt zu 100 Prozent aus 
Erneuerbaren Energien, wovon mindestens 30 Prozent aus Neuanlagen stammen 
müssen, die nicht älter als 4 Jahre sein dürfen, was unter anderem ein Kriterium vom 
Umweltbundesamt sowie für die volle Punktzahl in dieser Kategorie beim European 
Energy Award (EEA) ist. 
 
Der Arbeitspreis wurde für die Jahre 2023 und 2024 gesondert ermittelt. 2023 wird 
dieser ca. 10-mal so hoch sein als noch 2022.  
 
Konkret beträgt der Arbeitspreis für das Jahr 2023 genau 59,22 ct/kWh und geht im 
Jahr 2024 auf 35,37 ct/kWh zurück. Mit Steuern und Abgaben (CO2-Abgabe, KWKG-
Abgabe, Stromsteuer, Mehrwertsteuer, etc.) liegt der Bruttopreis 2023 bei circa 89 
ct/kWh und für 2024 bei ungefähr 64 ct/kWh. Für die Jahre 2021 und 2022 liegt der 
Bruttopreis noch bei ca. 25 ct/kWh, bzw. seit Wegfall der EEG-Umlage am 01.07.2022 
bei circa 20 ct/kWh. 
 
Der Strompreis der letzten Jahre (Arbeitspreis netto ohne Abgaben, Steuern etc.) war 
wie folgt: 
 
Strompreis 2019 und 2020 (100 % Ökostrom) 6,06 ct/kWh 
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Strompreis 2021 und 2022 (100 % Ökostrom) 5,08 ct/kWh 
 
Strompreis 2023                 (100 % Ökostrom)      59,22 ct/kWh 
 
Strompreis 2024                 (100 % Ökostrom)      35,37 ct/kWh 
 
Eine Möglichkeit aus der Bündelausschreibung auszutreten gibt es nicht, da zum 
Stichtag (29.09.2022) die erforderlichen Strommengen durch den Energieversorger 
erworben wurden. Im Falle eines Ausstiegs würden daher 
Schadensersatzforderungen auf die Gemeinde Baindt zukommen. 
 
 
 
Im Gegensatz zur Vergangenheit, als bei Bündelausschreibungen im Strombereich 
niedrige Preise erzielt wurden, ist der Einkaufspreis für Strom, speziell für das Jahr 
2023, nun sehr hoch. Dies ist vor allem der derzeitigen Krisensituation auf dem 
Energiemarkt geschuldet. Daneben sind in diesem Preis gewisse Sicherheiten des 
Energieversorgers eingerechnet, da dieser Fixpreis für ein gesamtes Jahr gilt und in 
einer solchen Krisensituation entsprechende Unsicherheiten miteinkalkuliert werden.  
 
Für das Jahr 2024 ist der Arbeitspreis dann wieder deutlich geringer, dennoch deutlich 
über dem Niveau aus der Vergangenheit, dass voraussichtlich nicht wieder erreicht 
werden wird.  
 
Ein solcher Fixvertrag über 2 Jahre bietet für die Gemeinde Baindt eine gewisse 
Sicherheit, die bei den momentanen Unsicherheiten in der Energieversorgung, als 
sehr wichtig einzustufen ist.  
 
Wie schwierig es ist, derzeit überhaupt einen Stromlieferanten zu finden, zeigt sich 
daran, dass erst in der zweiten Ausschreibungsrunde überhaupt ein Angebot einging. 
Zum Zeitpunkt der ersten Ausschreibungsrunde im August lag der Strompreis 
nochmals um einiges höher.  
Insgesamt haben sich 40 Kommunen und Zweckverbände des Landkreises 
Ravensburg an der Bündelausschreibung für Ökostrom beteiligt und sind ebenfalls 
vom Ergebnis betroffen. 
 
Die Möglichkeit eines Ausstiegs aus der Bündelausschreibung Strom wurde seitens 
der Gemeindeverwaltung geprüft, ist jedoch nicht gegeben. Für die kommende 
Bündelausschreibung Strom ab 01.10.2025 wird die Gemeinde Baindt daher prüfen, 
ob vergaberechtlich und in der praktischen Umsetzung die Möglichkeit besteht, eine 
eigene Ausschreibung in Zusammenarbeit mit einem Fachbüro durchzuführen. 
 
Im Vergleichsjahr 2020, dem 1. Corona-Jahr war der Stromverbrauch sehr niedrig. 
Nun werden allerdings umfangreiche Energiesparmaßnahmen umgesetzt, was den 
Stromverbrauch senkt. Daher wird die Annahme getroffen, dass sich diese Effekte 
ungefähr aufheben und der Stromverbrauch der kommenden beiden Jahre gegenüber 
2020 konstant bei circa 320.000 kWh im Jahr bleibt.  
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Es erging folgender 
 
 

Beschluss: 
 
 
Der Gemeinderat nimmt das Ausschreibungsergebnis der Bündelausschreibung 
Strom 2023 / 2024 zur Kenntnis 
 
 
 

TOP 09 Weiterentwicklung der Innerortsflächen entlang der Marsweilerstraße 

 
Bauamtsleiterin Jeske teilt mit: 
 
Am 19. März dieses Jahres hat sich der Gemeinderat bei einer Klausurtagung damit 
auseinandergesetzt, wie das Wachstum der Gemeinde in den kommenden Jahren 
aussehen soll.  
 
Durch den Regionalplan, dessen Satzungsbeschluss im Juni 2021 gefasst wurde, 
werden der Gemeinde Rahmenbedingungen auferlegt, die einzuhalten sind. 
Vorgeschrieben wird, dass die Flächeninanspruchnahme durch die Aktivierung 
innerörtlicher Potenziale (Baulücken / Nachverdichtung, Brach- / Konversionsflächen, 
Flächenrecycling) sowie durch eine flächeneffiziente Nutzung und angemessen 
verdichtete Bauweise zu verringern ist. So ist die Mindestbruttowohndichte bei der 
Ausweisung neuer Baugebiete für Baindt auf 50 Einwohner pro Hektar festgelegt.  
 
In den letzten Jahren konnte die Gemeinde einige Flächen erwerben und so durch die 
Aufstellung von Bebauungsplänen dringend benötigten Wohnraum für Familien 
schaffen.  
 
Den Mitgliedern des Gemeinderates ist es wichtig, dass die Baulandentwicklung in 
einem moderaten Tempo erfolgen soll. Es gilt den Bedarf an Wohnraum einerseits 
abzudecken und andererseits mit Ressourcen jeglicher Art schonend umzugehen.  
 
Ebenfalls ist es dem Gremium wichtig, dass eine Innenentwicklung, wo möglich, 
erfolgen soll. Dies muss jedoch geordnet und dem dörflichen Charakter der Gemeinde 
angepasst, in einer angemessen verdichteten Bauweise erfolgen. 
 
Ein Gebiet, das nach Meinung der Gemeinderatsmitglieder überplant werden sollte ist 
der Bereich entlang der Marsweilerstraße.  Hier ist zu diskutieren welche Bereiche 
überplant werden sollen. In der Anlage ist ein möglicher Geltungsbereich für einen 
Bebauungsplan aufgezeigt und farblich abgesetzt sind Erweiterungsflächen 
eingezeichnet. 
 
Der Bereich entlang der Marsweilerstraße sollte überplant werden, um eine geordnete, 
angemessen verdichtete Bauweise zu ermöglichen. 
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Es erging folgender 
 
 

Beschluss: 
 
 
Die Verwaltung wird beauftragt mit einem Planungsbüro, die zur Aufstellung eines 
Bebauungsplanes erforderlichen Schritte, abzuklären. 
 
 
 

TOP 10 GMS - Bildung Beirat zur VHS-Arbeit 

 
Stellvertretende Hauptamtsleiterin Maurer teilt mit: 
 
Am 31.03.2022 wurde in der Verbandsversammlung des Gemeindeverbandes 
Mittleres Schussental (GMS) die Richtlinie zur Förderung der Erwachsenenbildung im 
GMS neu beschlossen. Nach dieser Richtlinie soll es im GMS einen Beirat zur VHS 
Arbeit, mit dem Titel "Beirat Volkshochschulen GMS", geben.  
 
In der Verbandsversammlung des GMS am 01.12.2022 soll über die Besetzung des 
Beirats Volkshochschulen GMS Einigung erzielt werden. Damit die Gemeinden 
Baienfurt, Baindt und Berg einen Sitz bekommen, schlägt die Verwaltung vor der 
Bildung einer Zählgemeinschaft dieser drei Gemeinden zuzustimmen (Variante 2 der 
Anlage 1). Nach dieser Variante hat Ravensburg zwei Sitze, Weingarten einen Sitz 
und Baienfurt, Baindt und Berg als Zählgemeinschaft einen Sitz. Insgesamt werden 
vier Mitglieder der Verbandsversammlung des GMS entsandt.  
 
Die zwei Sitze, die Ravensburg im Beirat Volkshochschulen GMS erhält, sind durch 
ordentliche Mitglieder der Verbandsversammlung des GMS zu besetzen. Der 
Verwaltung wurden dazu folgende Personen vorgeschlagen:  
 

Ordentliches Mitglied Stellvertretung  

StRin Maria Weithmann  StR Jürgen Lang  

OR Margarete Eger (Taldorf) StR Rudolf Hämmerle  

 
 
 
Die Gemeindeverwaltung schlägt die Bildung einer Zählgemeinschaft der Gemeinden 
Baienfurt, Baindt und Berg vor. Für die Besetzung wird von der Gemeindeverwaltung 
folgende Person vorgeschlagen:  
 

Ordentliches Mitglied Stellvertretung  

Richard Birnbaum (Baienfurt) Josef Wurm (Baienfurt)  
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Es erging folgender 
 
 

Beschluss: 
 
1. Der Sitzverteilung der Variante 2 im Beirat Volkshochschulen GMS wird 

zugestimmt. Ravensburg erhält zwei Sitze, Weingarten einen Sitz und Baienfurt, 
Baindt und Berg als Zählgemeinschaft einen Sitz. 

 

Ordentliches Mitglied Stellvertretung  

Richard Birnbaum (Baienfurt) Josef Wurm (Baienfurt) 

 
 

2. Um in der Verbandsversammlung des Gemeindeverbands Mittleres Schussental 
Einigung über die Zusammensetzung des Beirats zu erzielen, werden folgende 
Mitglieder der Verbandsversammlung Mittleres Schussental als Vertreter der Stadt 
Ravensburg vorgeschlagen:  
 

Ordentliches Mitglied Stellvertretung  

StRin Maria Weithmann  StR Jürgen Lang  

OR Margarete Eger (Taldorf) StR Rudolf Hämmerle  
 
 
 

TOP 11 Satzung über die Erhebung der Grundsteuer und Gewerbesteuer 
(Hebesatzsatzung) für das Jahr 2023 
 

 
Kämmerer Abele teilt mit: 
 
Die Steuerhebesätze werden gemäß § 78 Gemeindeordnung grundsätzlich in der 
Haushaltssatzung festgesetzt. Die Gemeinden sind jedoch befugt, die Hebesätze für 
die Realsteuern in einer getrennten Satzung festzulegen. Die Festsetzung in einer 
gesonderten Hebesatzsatzung ist insbesondere dann geboten, wenn der Gemeinde 
auch bei verzögertem Wirksamwerden der Haushaltssatzung bereits zu Jahresbeginn 
die Grundlagen für eine endgültige Steuerfestsetzung zur Verfügung stehen sollen. In 
der Haushaltssatzung sind die Hebesätze dann nur noch nachrichtlich aufzuführen. 
 
In der Gemeinderatssitzung am 18.10.2022 wurde im Zuge der Vorstellung der 
wesentlichen Investitionsansätze für die Haushaltsjahre 2023/2024, die 
bevorstehende finanziell schwierige Lage der Gemeinde Baindt detailliert aufgezeigt. 
Insbesondere muss die Ertragskraft mittels Einnahmeanpassungen bzw. 
Ausgabenreduzierungen gestärkt werden, um das negative ordentliche Ergebnis 
etwas abzufedern.  
  
Möglichkeiten die Ausgaben über die Streichung von Freiwilligkeitsleistungen zu 
reduzieren gibt es wenige, da diese nur noch in begrenztem Umfang angeboten 
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werden. Eine minimale Stärkung des Ergebnishaushaltes ist nicht ohne die Anpassung 
der Einnahmeseite möglich.  
 
Der Gemeinderat hat in seiner nichtöffentlichen Sitzung am 18.10.2022 hierüber 
beraten. Gemäß der Vorberatung sollen die Realsteuerhebesätze zum 01.01.2023 wie 
folgt neu festgesetzt werden: 
 
Grundsteuer A 370 v. H.   
Grundsteuer B 450 v. H. 
Gewerbesteuer 370 v. H.  
 
 
Die Finanzverwaltung kann aufgrund des derzeitigen Aufwandes nicht garantieren, 
dass die Haushaltssatzung inkl. Haushaltsplan am 17.01.2023 bereits beschlossen 
werden kann. Um die Bescheide ordentlich bekannt zu machen und nicht nachträglich 
rückwirkend zu ändern, wird eine Hebesatzsatzung vorgeschlagen.  
 
Angesichts der starken Steigerung der Ausgaben, hätte eine wesentlich höhere 
Hebesatzerhöhung in Betracht gezogen werden müssen, jedoch sollten wir unsere 
Steuerpflichtigen nicht überstrapazieren.  
 
 
 
Es erging folgender 
 
 

Beschluss: 
 
 
Der Gemeinderat beschließt die Satzung über die Erhebung der Grundsteuer und 
Gewerbesteuer (Hebesatzsatzung) wie vorliegend (Anlage 1) und erläutert. 
 
 
 

TOP 12 Änderung der Satzung über die Benutzung der Obdachlosen- und 
Asylbewerberunterkünfte 
- Kalkulation 2023/2024 - Anpassung der Benutzungsgebühren und der 
personenbezogenen Nebenkostenpauschale 

 
Kämmerer Abele teilt mit: 
 
Während für die vorläufige Unterbringung im Gesetz genaue Vorgaben zur Größe und 
Ausstattung der Gemeinschaftsunterkunft getroffen werden, gibt es für die 
Anschlussunterbringung keine Vorgaben. Dadurch gelten in der Regel die gleichen 
Voraussetzungen wie für die Unterbringung von obdachlos gewordenen Menschen.  
 
Ziel der Anschlussunterbringung ist die zügige endgültige Unterbringung der 
geflüchteten Menschen und ihre Unabhängigkeit von öffentlichen Leistungen. 
Bedarfsgerechter und bezahlbarer Wohnraum, besonders für alleinstehende 
Flüchtlinge und Familien, ist in den baden-württembergischen Städten und Gemeinden 
nur schwer zu finden. Die Anschlussunterbringung steht damit in dem Spannungsfeld, 
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für eine nicht absehbare Zeit eine angemessene Unterkunft zu bieten, ohne zur 
dauerhaften Wohnung zu werden. Ein- und Auszüge, der oft kurzfristig angekündigte 
Nachzug von Familienangehörigen und die Berücksichtigung von Nationalität und 
Religion bei der Zusammensetzung von Wohngemeinschaften erfordern eine gewisse 
Flexibilität bei der Belegung der Unterkünfte. Das deutsche Mietrecht, vor allem die 
Einhaltung von Kündigungsfristen, lässt zeitnahe Umzüge innerhalb der kommunalen 
Objekte nicht zu. Vor diesem Hintergrund empfiehlt der Gemeindetag für die 
Unterbringung öffentlich-rechtliche Benutzungsverhältnisse. Durch 
Einweisungsverfügungen wird dem Geflüchteten und gegebenenfalls seiner Familie 
ein bestimmtes Zimmer/eine bestimmte Wohnung in der Unterkunft zugewiesen. Die 
Einweisung ist in der Regel zeitlich befristet und kann bei Bedarf verlängert werden. 
Diese Vorgehensweise unterstreicht auch, dass die Anschlussunterbringung lediglich 
eine vorübergehende Maßnahme zur Verhinderung von Obdachlosigkeit darstellt. Zur 
Regelung des öffentlich-rechtlichen Benutzungsverhältnisses kann eine 
Benutzungssatzung gemäß § 4 i.V.m. § 10 Abs. 2 Gemeindeordnung (GemO) erlassen 
werden.  
 
Um von den Bewohnern Gebühren für die Nutzung der Unterkunft verlangen zu 
können, muss aufgrund des Satzungsvorbehalts des § 2 Kommunalabgabengesetz 
(KAG) eine Satzung erlassen werden. Diese Nutzungsgebühren dürfen höchstens in 
der Höhe festgesetzt werden, die die Gesamtkosten der Einrichtung decken. Zu 
beachten ist, dass die Gebührensatzung vor der Einweisung in das jeweilige Objekt in 
Kraft zu setzen ist. Einer rückwirkenden Gebührenerhebung stehen die Grundsätze 
der Rechtsstaatlichkeit entgegen. 
 
§ 13 Gebührenmaßstab und Gebührenhöhe/Gebührenkalkulation:  
  
Betreibt die Gemeinde die Obdachlosen- bzw. Asylbewerberunterkunft als öffentliche 
Einrichtung im Sinne von § 10 GemO, so richtet sich die Finanzierung der insoweit 
entstehenden Aufwendungen bei öffentlich-rechtlicher Organisationsform 
ausschließlich nach den Bestimmungen des Kommunalabgabengesetzes. Auf die 
Vorschriften über das Mietrecht (§§ 535ff BGB) kann insoweit nicht, auch nicht analog, 
zurückgegriffen werden.  
  
Benutzungsgebühren für Obdachlosen- bzw. Asylbewerberunterkünfte sind deshalb 
nach den Bestimmungen des KAG (§ 13 ff.) zu bemessen; sie sind 
Kommunalabgaben, für die die Bestimmungen der Abgabenordnung entsprechend 
gelten, soweit das KAG auf sie verweist (§ 3 KAG). Dies bedeutet, dass die 
Gebührensätze für die Unterkünfte auf der Grundlage einer Gebührenkalkulation 
festgesetzt werden müssen. Dabei ist insbesondere das Kostendeckungsprinzip des 
§ 14 Abs. 1 KAG und die im Abgabenrecht geltenden weiteren Grundsätze, 
insbesondere das Gleichbehandlungsgebot und das Äquivalenzprinzip zu beachten. 
 
Der Kostendeckungsgrundsatz gebietet, die Gebühren von vornherein so zu 
kalkulieren, dass das Aufkommen die nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen 
anrechenbaren Kosten nicht übersteigt. Grundlage für die Festsetzung des 
Gebührensatzes hat deshalb eine entsprechende Gebührenkalkulation zu sein, 
anhand der die Beachtung des Kostendeckungsgrundsatzes nachgewiesen wird.  
Die Gemeinde hat, unter Wahrung des Kostendeckungsgrundsatzes, eine 
Gebührensatzobergrenze für die Unterkünfte zu ermitteln (kalkulieren), die mehr oder 
weniger deutlich von der örtlichen Vergleichsmiete abweichen kann.  
  
Da die Gemeinden nicht verpflichtet sind, voll kostendeckende Gebühren zu erheben, 
kann bei der Festsetzung der Gebührensätze für die Unterkünfte die örtliche 
Vergleichsmiete als Richtwert zugrunde gelegt werden.  
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Entsprechend dem geltenden aufgabenbezogenen Einrichtungsbegriff sind 
grundsätzlich alle Obdachlosen- bzw. Asylbewerberunterkünfte der Gemeinde eine 
einzige öffentliche Einrichtung, für die Gebühren nach einheitlichen Sätzen erhoben 
werden. Bei der nutzungsorientierten Kalkulation steht der Nutzungswert der 
Einrichtung im Vordergrund.  
  
Betriebs-/Nebenkosten:  
 
Für den überlassenen Wohnraum fallen zusätzliche Kosten für Heizung, Strom, 
Wasser, Abwasser, Müllabfuhr usw. an, die im Rahmen privatrechtlicher 
Mietverhältnisse regelmäßig ganz oder teilweise zusätzlich zum Mietpreis dem Mieter 
der Wohnung auferlegt werden. Die Gemeinden stehen hier vor der Wahl, entweder in 
die Benutzungsgebühr für die überlassene Unterkunft auch sämtliche Nebenkosten 
einzurechnen oder für die Nebenkosten gesonderte Gebührentatbestände 
auszuweisen.  
  
Aus Praktikabilitätsgründen kann in der Satzungsregelung auf die Ausweisung 
besonderer Gebührensätze für die Nebenkosten verzichtet und einer pauschalen 
Benutzungsgebühr, die alle Nebenaufwendungen der Gemeinde beinhaltet, der 
Vorzug gegeben werden. In der derzeitigen Satzung werden eine Benutzungsgebühr 
und eine Betriebskostenpauschale ausgewiesen. Aufgrund der Transparenz werden 
beide Positionen derzeit nicht zu einer Gebühr zusammengefasst. 
  
Insbesondere die höheren Stromkosten für Heizung etc. erhöhen die 
Betriebskostenpauschale dementsprechend.  
 
Bei der kalkulatorischen Verzinsung des Anlagekapitals wurde ein Zinssatz  
von 1,9 % zugrunde gelegt. Die Abschreibungssätze werden den allg. anerkannten 
AfA-Tabellen entnommen; die Abschreibung erfolgt linear.  
  
Theoretisch könnten in den Wohngebäuden durchschnittlich bis zu 80 Personen 
untergebracht werden.  
 
Die Anlage 1, die für alle Mitglieder des Gemeinderates beigefügt ist, enthält die 
ausführliche Gebührenkalkulation für die einzelnen Wohngebäude. 
  
Die Berechnungen für die einzelnen Wohngebäude zeigen Unterschiede auf, die durch 
die Zusammenfassung der Ergebnisse ausgeglichen werden. Wie bereits eingangs 
erwähnt, bilden alle Obdachlosen- bzw. Asylbewerberunterkünfte der Gemeinde eine 
einzige öffentliche Einrichtung, für die Gebühren nach einheitlichen Sätzen erhoben 
werden.  
 
Die von der Gemeinde festgesetzten Gebühren werden vom Landkreis Ravensburg 
getragen. Wir sind uns mit dem Gemeindetag auch darüber einig, dass von politischer 
Seite ein vollständiger Ersatz der kommunalen Unterkunftskosten angestrebt werden 
sollte.  
 
 
Die Inflation schlägt bei der Kalkulation der Benutzungsgebühren und der Betriebs-
kosten voll zu Buche. Die Gemeindeverwaltung agiert vorausschauend und passt die 
Gebührensätze entsprechend der Kalkulation an.  
 
Bei Selbstzahlern wurde nur eine minimale Betriebskostenanpassung vorgenommen.  
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Es erging folgender 
 
 

Beschluss: 
 
 
1. Die dem Gemeinderat vorgelegte Kalkulation (Anlage 1) für die personenbezogene 
Benutzungsgebühr für die Unterkunft pro Monat und der personenbezogenen 
Nebenkostenpauschale pro Monat, einschließlich der darin enthaltenen Prognosen, 
Schätzungen, Abschreibungen und kalkulatorischen Zinssätze und 
Ermessensentscheidungen sowie der Berechnungsmethoden zur Ermittlung der 
Beträge, wird zugestimmt.  
  
2. Die Änderung der Satzung über die Benutzung der Obdachlosen- und 
Asylbewerberunterkünfte wird in der als Anlage 2 beigefügten Fassung beschlossen 
und tritt am 01.01.2023 in Kraft. 
 
 
 

TOP 13 Vergabe der Anliegerprojekte Baukörper B im Baufeld 1 und Baukörper D 
im Baugeld 2 im Fischerareal 

 
Bauamtsleiterin Jeske teilt mit: 
 
Für die Vergabe von Baugrundstücken im Fischerareal wurde vom Gemeinderat ein 
offenes Konzeptvergabeverfahren beschlossen. Dieses Verfahren gliedert sich in zwei 
Bauabschnitte mit jeweils zwei Vergabephasen. In der ersten Phase wurde ein 
Ankerprojekt für die Baufelder eins und zwei gesucht. Das Ankerprojekt schafft durch 
seine Vorplanung und -strukturierung die Grundlage für die nachfolgenden Projekte, 
die sogenannten Anlieger. Es übernimmt zusätzlich zum eigenen Hochbau-Projekt die 
Organisation, Planung und Umsetzung für die gemeinschaftliche Parkierung und die 
Freianlagen des gesamten Baufelds.  
 
In verschiedenen Veranstaltungen wurde das Konzeptvergabeverfahren sehr 
unterschiedlichen Akteuren vorgestellt. Leider konnten die meisten Termine 
pandemiebedingt nur digital stattfinden.  
 
In der Sitzung des Gemeinderats am 09.03.2021 wurden die Vermarktungskriterien / 
Entwicklungsziele im Konzeptvergabeverfahren vom Rat festgelegt. Im Juni 2021 
wurde die Ausschreibung auf der Gemeindehomepage veröffentlicht. Der 
städtebauliche Entwurf musste in einen Bebauungsplan umgesetzt werden, der mit 
Veröffentlichung im Amtsblatt am 19.11.2021 Rechtskraft erlangt hat. 
Die beiden Ankerprojekte wurden in der Sitzung des Gemeinderates vom 08.02.2022 
vergeben. Am 12. Juli 2022 haben die Akteure der Ankerprojekte in der Schenk-
Konrad-Halle die jeweiligen Ankerkonzeptionen vorgestellt. 
Die Bewerbungsphase der beiden Anliegerprojekte ging bis zum 19.09.2022. Bis zum 
Abgabetermin wurden insgesamt sieben bewertbare Bewerbungen eingereicht. Im 
Rahmen der Bewerbungsprüfung wurden die Akteure aller Bewerbungen zu einem 
Gespräch eingeladen. Die Bewerbergespräche fanden am 06.10.2022 in 
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standardisierter Form in Präsenz statt. Im Anschluss wurden bis zum 17.10.2022 die 
finalen Bewerbungen von den Akteuren eingereicht. Ein Bewerber hat seine 
Bewerbung zurückgezogen. 
Der am 29.10.2022 nicht öffentlich tagende Bewertungsausschuss hat die 
Bewerbungen gesichtet und auf Grundlage der vom Gemeinderat beschlossenen 
Auswahlkriterien untereinander vergleichend bewertet. Hierzu lag ihm ein 
Vorprüfbericht vor, in dem die eingegangenen Bewerbungen ausführlich vorgestellt 
wurden. Hierbei wurden die Bewerbungen auch in einer Gesamtbetrachtung der 
Qualitäten für das Fischerareal und für die Gemeinde Baindt bewertet. 
 
Es erging folgender 
 
 

Beschluss: 
 
 
1. In der Vergabephase der Anliegervergabe im ersten Bauabschnitt der offenen 

Konzeptvergabe im Fischerareal werden auf Grundlage der vom Gemeinderat 
beschlossenen Vermarktungsunterlagen, der Ergebnisse der Vorprüfung und der 
Sitzung des Bewertungsausschusses am 29.10.2022 die Bewerbung Nr. 13 
(Bauträger WRV Gruppe, Meckenbeuren) für den Baukörper B im Baufeld 1 und die 
Bewerbung Nr. 7 (Bauträger Fritschle Projektentwicklung, Uttenweiler) für den 
Baukörper D im Baufeld 2 ausgewählt. 
 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, mit den beiden ausgewählten Bewerbern 
Reservierungsvereinbarungen abzuschließen. 
 

 
 

TOP 14 Anfragen und Verschiedenes  

 
 
a) Bauschuttcontainer Sulpach 
 

Ein Gremiumsmitglied erkundigt sich, wem die Bauschuttcontainer zwischen 
Sulpach und Dachser auf dem Feldweg entlang des Bampfen im 
Gewässerrandstreifen gehören bzw. wer diese dort gelagert hat. Ortsbaumeister 
Roth klärt den Sachverhalt.  

 
b) Betreuung durch die Stiftung Liebenau 

 
Aus dem Gremium wurde die Frage gestellt, wie es mit der Betreuung in Baindt 
durch die Stiftung Liebenau weitergeht. Bürgermeisterin Rürup erklärt, dass in 
den nächsten Tagen hierzu ein Telefontermin angesetzt ist und dann eine 
Information an das Gremium erfolgt.  
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c) Ladesäule auf dem Parkplatz vom Feneberg 
 

Ein Gremiumsmitglied spricht die neue Ladesäule auf dem Parkplatz vom 
Feneberg an. Wurde diese nun schon gebaut und gibt es Möglichkeiten diese zu 
verlagern. Bürgermeisterin Rürup sagt, dass dieses Thema auch in der 
Verkehrsschau mit der Polizei und dem Landratsamt angesprochen wurde. Es 
gibt derzeit keine Möglichkeiten die Verlagerung des Standortes für Ladesäule 
anzuordnen. Die Ladesäule sei nicht in einem Sichtfeld.  

 
d) Fachbereichsleitung Bildung und Betreuung 

 
Bürgermeisterin Rürup, berichtet, dass die neue Fachbereichsleitung Bildung 
und Betreuung, Frau Sandra Flintrop, zum 01. November ihre Tätigkeit bei der 
Gemeinde begonnen hat. 

 
 
Ende der öffentlichen Sitzung 
 


